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Nachruf 

Wenige Monate nach Abschluß seiner Promotion ist Hagen Matthes 
unerwartet an den Folgen eines Herzleidens verstorben, nachdem er 
zuvor noch im Apr i l 1980 für seine Dissertation den Preis der Johannes 
Gutenberg-Universität für hervorragende wissenschaftliche Arbeiten 
erhalten hatte. 

Die hohe wissenschaftliche Qualität der Veröffentlichung  wie auch 
die Übereinstimmung des Verfassers  mi t den politischen Zielsetzungen 
und die gewonnenen Erkenntnisse über den praktischen Wert des 
rheinland-pfälzischen Gesetzes über den Bürgerbeauftragten  verpflich-
ten zu dankbarer Anerkennung der erbrachten Leistung. Die Voten 
der Gutachter heben zu Recht hervor, daß es sich um die umfassendste 
Bearbeitung des Themenkreises „Ombudsmann" — und dies sowohl in 
historischer wie in staats- und verfassungsrechtlicher  Hinsicht — han-
delt, die bisher im deutschen Schrifttum vorgelegt wurde. 

Die rechtswissenschaftliche Interpretation des in Frage stehenden 
Gesetzes über den Bürgerbeauftragten  führt  in ihrem Ergebnis zu dem 
Nachweis, daß das rheinland-pfälzische Modell auf staatsrechtlich ge-
sicherten Fundamenten ruht und ohne die Gefährdung von geschütz-
ten Verfassungspositionen des Parlaments praktiziert werden kann. 

Der Abschluß der Arbeit fäl l t in eine Zeit, in der das Thema „Ombuds-
mann" als eine der institutionalisierbaren Möglichkeiten zur Verbesse-
rung des Verhältnisses „Bürger/Staat" nicht nur in der Bundesrepublik 
Deutschland, sondern bereits in der gesamten freien Welt gleicher-
maßen Gegenstand der politischen wie auch der wissenschaftlichen Dis-
kussion ist. 

Sein Tod hat bei allen, die Hagen Matthes kannten, tiefe Antei l -
nahme ausgelöst. Wir haben in ihm einen jungen Wissenschaftler ver-
loren, dessen geistige Gediegenheit und dessen fachlicher Rang zu 
großen Hoffnungen  berechtigten. Die Erinnerung an ihn gi l t nicht nur 
seinem fachlichen Wirken, sondern auch seiner allzeit bewährten 
Menschlichkeit und nicht zuletzt seiner musischen Begabung, mi t der er 
seine Freunde immer wieder bereicherte. 

Möge diese Arbeit dazu beitragen, noch bestehende Vorurteile abzu-
bauen und allen Verantwortlichen auf der Suche nach zeitgerechten 



V I Nachruf 

und praktikablen Formen der Wahrnehmung bürgerlicher Grundrechte 
in einem freiheitlich-demokratischen  Staat hilfreiche Anregungen und 
Erkenntnisse zu bringen. 

Dr. Join.  Bapt. Rosier  Dr. Hubert  Armbruster 

Bürgerbeauftragter  des Professor  an der Johannes 
Landes Rheinland-Pfalz Gutenberg-Universität Mainz 



Vorwort 

Die vom rheinland-pfälzischen Landesgesetzgeber im Jahre 1974 neu 
geschaffene  Institution des Bürgerbeauftragten  hat allenthalben eine in 
ihrem Ausmaß unerwartete Resonanz gefunden. Nach sorgfältigen Vor-
bereitungen und nach zahlreichen, oft auch kontroversen Diskussionen 
im Plenum des Landtages und seiner Ausschüsse hat das Land Rhein-
land-Pfalz erstmals in der Bundesrepublik ein Ombudsmann-Modell 
verwirklicht. Die gleichlaufenden Versuche anderer Bundesländer und 
jene auf Bundesebene sind gescheitert und zwar an Vorbehalten, die 
vor allem verfassungspolitisch motiviert waren. Anfängliche Zweifel 
an der Zweckmäßigkeit der neuen Institution sind mehr und mehr ver-
stummt, und dies vor allem angesichts der erfolgreichen  Tätigkeit des 
Bürgerbeauftragten  und des bemerkenswerten Anklangs in der Bevöl-
kerung während einer nunmehr sechsjährigen Erprobung. 

Der Verfasser  hatte 1975 während eines halbjährigen Ausbildungs-
abschnitts als Referendar  beim Wissenschaftlichen Dienst des rhein-
land-pfälzischen Landtags Gelegenheit, „die ersten Schritte" der neuen 
Einrichtung, insbesondere die noch unerprobte Zusammenarbeit mi t 
dem Petitionsausschuß in dessen Sitzungen mitzuerleben. Diese Tätig-
keit war in besonderer Weise anregend; sie gab Anlaß zu einer ver-
tieften Beschäftigung mi t der verfassungsrechtlichen  Problematik der 
neuen Institution. Es leuchtet ein, daß selbst große gesetzgeberische 
Umsicht nicht alle rechtlichen Zweifelsfragen  von vornherein aus-
schließen konnte. Die Tätigkeit des Bürgerbeauftragten  hat im Laufe 
der Zeit eine Reihe von Problemen aufgedeckt, deren Lösung mir vor-
dringlich erschien. 

Der vorliegenden Veröffentlichung,  die im Wintersemester 1979/80 
dem Fachbereich Rechts- und Wirtschaftswissenschaften  der Johannes 
Gutenberg-Universität in Mainz als Dissertation vorgelegt wurde, liegt 
die Absicht zugrunde, einschlägige Lösungen anzubieten. 

Tief empfundener Dank gebührt an dieser Stelle meinem verehrten 
Lehrer, Herrn Prof.  Dr. Hubert Armbruster, dessen große und stets 
wohlwollende Förderung mir schon seit Beginn meiner Studienzeit den 
Weg zum öffentlichen  Recht wies; als Doktorvater gab er schließlich 
einen entscheidenden Anstoß zur Wahl des Themas dieser Arbeit. 



V i l i Vorwor t 

Ein Dank besonderer A r t g i l t dem amtierenden, ersten Bürgerbeauf-
tragten des Landes Rheinland-Pfalz, Herrn Dr. Johann Baptist Rosier, 
der dem Gesetzeswerk durch sein stets auf Ausgleich bedachtes Wesen 
und durch seinen engagierten Einsatz einen lebendigen Inhalt gegeben 
hat, der für die Zukunft dieses Amtes richtungweisend sein sollte. 

Für die tatkräftige Unterstützung bei der Auffindung  von Materia-
l ien danke ich den Damen und Herren des Wissenschaftlichen Dienstes 
des rheinland-pfälzischen Landtags, insbesondere Herrn Ltd. Ministe-
rialrat Dr. P. G. Schneider und Herrn Ministerialrat Dr. R. von Dietel. 

Mainz, im Februar 1980 
Hagen Matthes 
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Erster  Teil 

Der Ombudsmann-Gedanke 

I. Erforderlichkeit  und Bedeutung 
eines Bürgerbeauftragten 

Die Schaffung  eines deutschen Ombudsmanns im Bundesland Rhein-
land-Pfalz stellt einen konstruktiven Beitrag zum Thema „Bürger und 
Bürokratie" 1 dar und zugleich einen Lösungsversuch zur Problematik 
des „verwalteten Bürgers" 2. Die vor über einem Jahrzehnt geäußerte 
Ansicht Redekers3, Staat, Gesellschaft und Rechtsordnung der Gegen-
wart befänden sich in einem geistigen und sozialen Gärungsprozeß, wie 
eine Anzahl von Entwicklungen und Zeiterscheinungen deutlich mach-
ten, ließe sich heute um so mehr an Hand von Beispielen erhärten. Das 
aus dieser Qualifizierung unserer Zeit als geschichtlicher Übergangs-
periode folgende, sich wandelnde Verständnis von Staat und Bürger 4 

fand nicht nur in der politologischen und soziologischen Literatur der 
letzten Jahrzehnte seinen Niederschlag, sondern auch auf großer Band-
breite in Philosophie und Psychologie5. 

A. Strukturwandel der Verwaltung 

Verwaltungsrecht, und damit verbunden die Verwaltungspraxis, ha-
ben in den Jahrzehnten seit dem Ende des ersten Weltkrieges eine 
grundlegende Wandlung erfahren 6. M i t dem Übergang zur Demokratie 
flachte der Dualismus von Staat und Gesellschaft ab, da das Volk selbst 
nunmehr in die Rolle des Staatsträgers aufgerückt war 7 . Zum einen 
ging damit der persönliche Bezug zu einem Monarchen verloren, und 

1 E l lwein (1) S. 1. 
2 Redeker (1) S. 1298. 
3 Redeker (1) S. 1297 f. 
4 Wolf f / Bachof I, § 9 I I a (S. 44), auch Habermas S. 197 und Horkheimer 

S. 94. 
5 Redeker (1) S. 1297 mwN. 
6 Forsthoff I S. 59; Hansen S. 41; W i ld (1) S. 1; ders. (2) S. 13; Antonio i i i 

S. 47. 
7 Wolf f / Bachof I , § 9 I I a (S. 44). 
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damit auch zu der durch ihn repräsentierten Sinneinheit des Staats-
ganzen8. Den mi t dieser wechselseitigen Durchdringung von Staat und 
Gesellschaft verbundenen und viel berufenen Abbau väterlicher Auto-
r i tät 9 geben Habermas10 und Horkheimer 11 auch in Beziehung auf den 
Bereich familialer Binnenverhältnisse zu bedenken. Durch die Über-
nahme der ökonomischen Aufgaben der ehemals patriarchalisch struk-
turierten Kleinfamilie durch außerfamiliale Instanzen, durch die Ge-
sellschaft unmittelbar, ging der Familie ihre institutionelle Kraf t  zur 
Ausbildung eines Bereichs der Innerlichkeit verloren, an deren Stelle 
eine Sphäre der Scheinprivatheit getreten ist12. 

Wohl verläßt der junge Mensch heute den Verband der Familie we-
niger belastet durch familiar Vorgegebenes. Daß nun das K ind viel un-
mittelbarer auf die Gesellschaft angewiesen und an dieser orientiert 
ist, verkürzt jedoch die Kindheit und bringt als Kehrseite des gesell-
schaftlichen Wandels ein andersgeartetes Individuum hervor. Das 
Schrumpfen der Innerlichkeit geht einher mit dem Verlust der Freude 
an der eigenen Entscheidung, an Bildung und an freier  Phantasie. Statt 
dessen ist der Mensch unserer Zeit durch andere Neigungen und Ziele 
gekennzeichnet, durch technische Geschicklichkeit, Lust an der Herr-
schaft über Apparaturen, das Bedürfnis nach Eingliederung und nach 
Übereinstimmung mit der großen Mehrheit. Die Regeln dieser Mehrheit 
oder einer als Modell erwählten Gruppe treten an die Stelle des eige-
nen Urteils13. „Anweisungen, Rezepte, Leitbilder treten anstelle der 
moralischen Substanz14." 

Zum anderen war der Ersatz der „rechtlichen Omnipotenz der natür-
lichen Person des absoluten Landessouveräns"15 durch den Staat als 
einer auf „die Staatsorganisation verengten juristischen Person"16 nur 
sehr unvollkommen. Diese wies weder eine Identität mi t dem Monar-
chen, noch mit dem Volke selbst auf, da dieses heterogen und in gegen-
sätzliche Klassen, Weltanschauungs- und Berufsgruppen zur Durchset-
zung eigener partikulärer Ziele gespalten war 1 7 . Wohl vermochte auch 
dieser Staat einen einheitlichen Wil len zu bilden und in diesem Ge-
dankensystem die Nachfolge der persönlichen Autori tät des Monarchen 

8 Wolf f / Bachof I , § 9 I I a (S. 44). 
9 Vgl. Mitscherlich S. 384 u. 386; Horkheimer S. 94. 
1 0 Weiter unten, Zweiter Teil, I I I C 2 ee. 
1 1 Weiter unten, Erster Teil, I V A 11. 
1 2 Habermas S. 174; Horkheimer S. 94 f. 
1 3 Horkheimer S. 95; Habermas S. 174 f.; auch Morstein Marx (1) S. 149. 
1 4 Horkheimer S. 95. 
1 5 Rupp (1) S. 104. 
1 6 Ders. (1) S. 104. 
1 7 Wolf f / Bachof I § 9 I I a ; Rupp (1) S. 104. 
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anzutreten18. Die rechtsexempte19 landesväterliche Selbstverpflichtung 20 

gegenüber dem Untertan entfiel jedoch, wie andererseits die Verfas-
sung keineswegs allseitige und selbstverständliche Bi l l igung fand 21. 

Ein gewisses Bindeglied zwischen Staat und dem somit desorientier-
ten Bürger wurde durch die Autori tät und Tradition des Beamtentums 
hergestellt22. Dieses war eher bereit, sich von der, für die meisten nur 
symbolischen Realität des Herrschers zu lösen, den Pflichtbegriff  an der 
Rolle und der Sache zu objektivieren23 und den eigenen Sachverstand 
in den Dienst des allgemeinen Wohls zu stellen. Das Beamtentum lei-
stete auf diese Weise einen Beitrag zur staatlichen Einheit im Sinne 
eines organisierten Handlungs- und Wirkungszusammenhangs24. 

Diese somit gewandelte und zum heutigen pluralistischen Selbstver-
ständnis von Staat und Bürger einleitende Auffassung  fand ihren Nie-
derschlag auch in Verwaltungsrecht und Verwaltungspraxis 25. Bereits 
den Übergang zum bürgerlichen Rechtsstaat, zu Gewaltenteilung und 
verfassungsmäßig gewährleisteten individuellen Freiheitsrechten, be-
deutete die Einführung des Prinzips gesetzmäßiger Verwaltung. Sie 
entnimmt Maximen ihres Handelns weithin, jedoch nicht ausschließlich, 
dem Gesetz und nicht mehr dem Wil len des Souveräns26. Der Staat des 
19. Jahrhunderts war jedoch noch durch den Dualismus von Staat und 
Gesellschaft entscheidend geprägt27. 

Die Zusammenballung großer Menschenmassen auf engem Raum und 
die damit verbundene Trennung des Menschen von den Lebensgütern 
rief  „Daseinsvorsorgebedürfnisse" 28 hervor, die die Verwaltung durch 

1 8 Morstein Marx (1) S. 146; Rupp (1) S. 104. 
1 9 Rupp (1) S. 105. 
2 0 Morstein Marx (1) S. 146. 
2 1 Wolf f / Bachof I § 9 I I a. 
2 2 Dies. § 9 I I a. 
2 3 Morstein Marx (1) S. 146. 
2 4 Forsthoff I S. 60; Wolf f /Bachof I § 9 I I a. — M i t Recht weisen Max 

Weber ((1) S. 650 ff.,  insbes. S. 660) und Forsthoff ( I S. 24) darauf hin, daß 
diese Rolle des Berufsbeamtentums zu Beginn des 20. Jahrhunderts funkt io-
nel l nicht m i t derjenigen zu Anfang des 18. Jahrhunderts im absolutistischen 
Ständestaat gleichgesetzt werden kann, wenngleich dieser stark bürgerliche 
Zug der bürokratischen Verwaltung, das Tätigwerden nach Weisungen, die 
Zumessung eines festen Bestandes von Rechten und Pflichten und die Hand-
habung von Verwaltungsmit teln bereits hier ihre Grundlage fanden. 

2 5 Forsthoff I S. 33. 
2 6 Ders. S. 32 f. Demgegenüber wurde der Verwaltungsrechtssatz im t radi -

t ionell-konventionellen Sinn, und die in i hm enthaltenen, die Verwaltung 
verpflichtenden Normen lediglich als eine Verpfl ichtung der Verwaltung, 
entweder gegenüber der Norm selbst oder gegenüber dem Souverän ange-
sehen (Rupp (1) S. 105). 

2 7 Jel l inek S. 323 f., 327; Forsthoff I S. 33. 
2 8 Forsthoff I S. 36. 

1* 




